Press Release Embargoed until 9 November 2010
Staaten bei historischem Treffen in Laos – Aktionsplan für erfolgreiche Umsetzung des Streumunitionsverbotes.
Untertitel: Der Einzelne macht den Unterschied- CMC-Austria stellt einen Bericht über seinen Beitrag zum nationalen Streumunitionsverbot beim ersten Vertragstaatentreffen der Konvention zum Verbot von Streumunition vor
(Wien/Vientiane, 9 November, 2010) – Von 9-12 November findet das erste Mitgliedstaatentreffen der Konvention zum Verbot von Streumunition (CCM) in Laos statt. Im Rahmen dieser Konferenz stellt CMC-Austria ihre Publikation „Banning Cluster Munitions: The Austrian Process-An NGO Perspective” bei einem Empfang des Aussenministeriums zu Ehren der Streubombenkampagne (CMC) vor. 
Diese Expertise beschreibt einerseits die erfolgreiche österreichische Kampagne im Kampf gegen Streubomben und ist Zeugnis wie Direktor Judith Majlath und CMC-Austria, Mitglied und Mitbegründer der CMC, trotz limitierter finanzieller und personeller Mittel, einen wesentlichen Einfluss auf die Streumunitionspolitik in Österreich hatte. Dies sollte anderen kleineren Kampagnen oder jenen Menschen, die eine Kampagne aufstellen möchten, Mut geben und zeigen, dass man mit wenig erfolgreich sein kann. Andererseits ist es eine juristische Analyse des österreichischen Prozesses zu einem Bundesgesetz zum Verbot von Streumunition in seinen diversen Stadien. Als das Gesetz im Jänner 2008 in Kraft tritt, war Österreich erst das zweite Land, das schon ein Streumunitionsverbotsgesetz vorweisen konnte und das sechste Land, das die Konvention zum Verbot von Streubomben ratifiziert hat. Die Publikation bezieht auch Stellung zu Österreichs Umsetzung von wichtigen Themen, die im Hinblick auf die Konvention zum Verbot von Streumunition besondere aktuelle Relevanz bzw. Klärungsbedarf haben, etwa Interoperabilität, Finanzierung von Streumunitionsproduzenten und Zerstörung von Lagerbeständen." 
Die Beiträge von CMC Austria zum Inkrafttreten der Konvention wurden schon im Vorfeld der Konferenz hervorgehoben. Majlath: "Ich freue mich über die die Gratulation von Aussenminister Spindelegger, der seit langem die Leistungen der CMC-Austria anerkennt und sich auch selbst für die Umsetzung der Konvention und bessere Hilfe für Opfer einsetzt. Es gibt eine gute Kooperation mit dem Aussenministerium und dem Parlament, die ich mir auch in anderen Bereichen wünschen würde." Generell hat der Oslo-Prozess gezeigt, wie konstruktiv enge Zusammenarbeit der Regierungen  mit der Zivilgesellschaft sein kann.
“Der Erfolg dieses Vertrages wird nun daran gemessen werden, ob es einen reellen Unterschied für die betroffenen Menschen macht. Wir hegen keine Zweifel, dass die Streubombenproblematik gelöst werden kann vorausgesetzt die Entscheidungsträger bleiben zielorientiert und die notwendigen Ressourcen werden kurz- und vorallem auch längerfristig zur Verfügung gestellt“, betont Judith Majlath, Direktor der österreichischen Sektion von CMC/ICBL.
Die Konvention, die im Dez 2008 in Oslo von 94 Ländern unterzeichnet wurde, verbietet umfassend den Einsatz, die Herstellung, die Lagerung und die Weitergabe von Streubomben, verpflichtet die Vertragsstaaten, verseuchte Gebiete innerhalb einer Frist von 10 Jahren zu räumen, ihre Streumunitionslagerbestände binnen 8 Jahren zu vernichten und enthält die bahnbrechende humanitäre Bestimmung, Hilfe für Streubombenopfer zu gewährleisten. Bis dato haben 108 Länder unterschrieben und 46 schon ratifiziert-darunter auch Libanon, einer der am schwersten betroffenen Länder der Welt.
Jetzt da die Konvention zum Verbot von Streumunition dank der 30gten Ratifizierung im Februar d.J. am 1 August 2010 in Kraft getreten ist, wird es von der effektiven Umsetzung und der Universalisierung des Völkerrechtsvertrages abhängen, ob dem durch Streubomben verursachte Leiden für alle Zeit ein Ende gesetzt werden kann. 
“Das unerhört rasche Inkrafttreten der Streumunitionskonvention ist ein eindeutiges Zeichen, dass Streubomben keinen Platz in unserer Welt haben“, sagt Judith Majlath, “Wir wurden bestärkt darin, dass zumindest 7 Länder bereits ihre Lagerbestände zerstört haben. Jetzt müssen Staaten diese Dynamik beibehalten und alle Verpflichtungen, die sie mit ihrem Beitritt zur Konvention eingegangen sind, erfüllen und Resultate liefern.“ 
Österreich wird die Zerstörung seiner Lagerbestände mit dem Ende der Konferenz in Laos abgeschlossen haben. Im Vorjahr hatte das Aussenministerium eine von NGOs weltweit ausgearbeiteten Studie „Voices From the Ground“ zur Verbesserung der Hilfe fuer  Streumunitionsopfer unterstuetzt und nimmt bei der Konferenz eine Koordinatorenrolle in diesem Bereich ein. 
Das erste Treffen der Mitgliedstaaten der Konvention ist die größte Konferenz, die Laos PDR jemals veranstaltet hat. Dieses Treffen wird entscheidend sein, ob die Konvention zum Verbot von Streumunition tatsächlich umgesetzt wird. Eingeladen von Laos PDR werden über 110 Regierungen und deren Vertreter, internationale Organisationen, über 400 NGOs sowie auch Streubombenopfer unter der Schirmherrschaft der CMC (Cluster Munition Coalition) durch intensive Kooperation, die ja schon zur Konvention zum Verbot von Streumunition geführt hat, an der hoffentlich erfolgreichen Umsetzung dieses Vertrages arbeiten. Mindestens 18 Staaten haben Vertreter auf Ministerebene zu diesem Treffen entsandt, welches heute von Laos’ Präsident Choummaly Sayasone eröffnet wurde. Laos’ Außenminister und Vizepremierminister Thongloun Sisoulith wird den Vorsitz über diese Konferenz führen.
Ziel ist hierbei, eine politische Deklaration, “Vientiane Declaration“ zu verabschieden, die erneut die weltweite Bereitschaft, Streubomben auszumerzen und dem durch diese Waffen verursachten Schaden und Leiden ein Ende zu setzen, bekräftigen soll. Außerdem soll ein Aktionsplan, “Vientiane Action Plan” verabschiedet werden, der den gesetzlichen Regelungen des Völkerrechtsvertrages nun sichtbare und messbare Taten folgen lassen soll und in 65 konkreten Punkten Mitgliedstaaten verpflichtet, diesbezügliche Ergebnisse transparent darzulegen und zu berichten. In diesem Zusammenhang werden ein Format transparenter Berichterstattung und ein Arbeitsprogramm für 2011 verabschiedet. 
Obwohl es noch viel zu tun gibt, haben einige Länder schon begonnen den Vertrag in die Realität umzusetzen. Seit der Unterzeichnung des Völkerrechtsvertrages zum Verbot von Streumunition, haben Albanien und Zambia offiziell bekundet, ihre Länder seien frei von Streubomben; Millionen an Streumunitionslagerbeständen wurden zerstört in Belgien, Kolumbien, Moldawien, Montenegro, Portugal, Norwegen und Spanien. Neue finanzielle Ressourcen wurden gesichert für betroffene Länder sowie Laos PDR.

Die dramatische Situation in Laos PDR, eines der meist verseuchten Länder weltweit, zeigt ganz deutlich, dass dringende Hilfe gebraucht wird. Als Folge des intensiven und verheerenden  Luftbombardement der Amerikaner von 1964-1973 sind 25% der Dörfer in Laos von Millionen von Streumunition – zulande als „bombies“ bekannt – verseucht und  immer noch, 4 Jahrzehnte nach dem Konflikt,  eine humanitäre  und wirtschaftliche Katastrophe darstellen.
“Die Konvention verlangt Taten, mehr Arbeit und Engagement, großzügigen Ausbau der finanziellen Unterstützung und in weiterer Folge die Verbesserung der Lebensqualität der Opfer. Von Mitgliedstaaten, die von Streubomben betroffen sind, fordert die Konvention positive Veränderungen für die Opfer und Ihre Gemeinschaften. Beim ersten Treffen der Vertragstaaten in Laos erwarten wir nun von betroffenen Mitgliedstaaten, Pläne wie sie die Räumung verseuchter Gebiete vorantreiben und wie sie die Hilfeleistungen für die Opfer ausweiten wollen. Von Mitgliedstaaten, die dazu in der Lage sind, erwarten wir ihre Bereitschaft diese Pläne zu unterstützen,“ so Thomas Nash CMC Coordinator. 
Die CMC wird weiterhin die Umsetzung der Konvention zum Verbot von Streumunition genau überwachen. Diese Beobachtungen werden jährlich im Landmine und Cluster Munition Monitor veröffentlicht. Die erste Ausgabe des Cluster Munition Monitor wurde am 1 November 2010 in Bangkok vorgestellt. Der Report kann unter http://www.the-monitor.org/index.php/publications/display?url=cmm/2010/ heruntergeladen werden.
Notes for the Editor

Über die Konvention
Die Konvention, die im Dez 2008 in Oslo von 94 Ländern unterzeichnet wurde, verbietet umfassend den Einsatz, die Herstellung, die Lagerung und die Weitergabe von Streubomben, verpflichtet die Vertragsstaaten, verseuchte Gebiete innerhalb einer Frist von 10 Jahren zu räumen, ihre Streumunitionslagerbestände binnen 8 Jahren zu vernichten und enthält die bahnbrechende humanitäre Bestimmung, Hilfe für Streubombenopfer zu gewährleisten. Bis dato haben 108 Staaten unterzeichnet und 42 ratifiziert.

Österreich war bereits sehr früh vom humanitären Anliegen eines umfassenden Verbots von Streumunitionen überzeugt. Schon kurz vor der historischen Oslokonferenz im Februar 2007 erklärte Österreich ein nationales Moratorium hinsichtlich aller Streumunitionen. Darauf folgte dann auf nationaler Ebene ein Bundesgesetz zu einem umfassenden Verbot von Streumunitionen, das im Dezember 2007 im Nationalrat beschlossen wurde und bereits im Jänner 2008 in Kraft trat. 
Als insgesamt erst 6. Land hat Österreich die Konvention zum Verbot von Streumunition im April 2009 ratifiziert. Nachdem Österreich bei den Vorbereitungsarbeiten, den Verhandlungen und der Unterzeichnungskonferenz zu diesem bahnbrechenden Menschenrechts- und Abrüstungsvertrag eine Vorreiterrolle eingenommen hatte, untermauert die prompte Ratifizierung dieses Streumunitionsverbotsvertrages einmal mehr, wie ernst Österreich das Ziel ist, die Welt von den humanitären Folgen von Streumunitionseinsätzen zu befreien.
Über Streubomben
Streumunitionen (oder Streubomben) sind Waffen, die viele – oft hunderte – kleiner explosiver Submunitionen enthalten. Streumunitionen können entweder aus der Luft abgeworfen oder von Artilleriegeschützen und Raketensystemen am Boden abgefeuert werden. Sie sind so konzipiert, dass sie sich in der Luft öffnen und Dutzende oder Hunderte von kleineren Submunitionen über einen Bereich in der Größe mehrerer Fußballfelder freisetzen. Dies bedeutet, dass diese Waffen nicht zwischen Zivilisten und Soldaten unterscheiden. Oft explodieren viele dieser Submunitionen beim Einschlag nicht, sondern bleiben als Blindgänger wie Landminen am Boden eine erhebliche, über Jahrzehnte bestehende Gefahr für das Leben von Zivilisten und ihrer Lebensgrundlage.
Über die Cluster Munition Coalition (CMC)
CMC ist eine internationale Koalition von ungefähr 350 Nicht-Regierungsorganisationen (NRO), die sich in etwa 95 Ländern gegen Streubomben einsetzen. CMC unterstützt die Bemühungen von NROs weltweit, Regierungen, die Öffentlichkeit und die Medien über die Streumuntition Problematik zu informieren und die Universalisierung sowie vollständige Umsetzung der Konvention zum Verbot von Streumunition voranzutreiben.

http://www.stopclustermunitions.org/
Über Cluster Munition Coalition-Austria (CMC-Austria), www.stopstreubomben.at 

Als Mitberünder ist CMC Austria seit 2003 Mitglied und de österreichische Sektion der Cluster Munition Coalition (CMC). Die Mitgliedschaft in diesem Netzwerk bedeutet für CMC-Austria und Judith Majlath als dessen Direktorin Regierungen, Medien und die Öffentlichkeit auf die katastrophalen humanitären Auswirkungen des militärischen Einsatzes von Streumunition aufmerksam zu machen und den Opfern von Streubomben Gehör zu verschaffen und sich für eine rasche Umsetzung der Konvention zum Verbot von Streumunition (CCM) einzusetzen.
The following 108 countries have signed the Convention
Afghanistan, Albania, Angola, Antigua and Barbuda, Australia, Austria, Belgium, Benin, Bolivia, Bosnia and Herzegovina, Botswana, Bulgaria, Burkina Faso, Burundi, Canada, Cape Verde, Central African Republic, Cameroon, Chad, Chile, Colombia, Comoros, DR Congo, Republic of Congo, Cook Islands, Costa Rica, Côte D’Ivoire, Croatia, Cyprus, Czech Republic, Denmark, Djibouti, Dominican Republic, Ecuador, El Salvador, Fiji, France, Gambia, Germany, Ghana, Guatemala, Guinea, Guinea Bissau, Haiti, The Holy See, Honduras, Hungary, Iceland, Indonesia, Iraq, Ireland, Italy, Jamaica, Japan, Kenya, Lao PDR, Lebanon, Lesotho, Liberia, Liechtenstein, Lithuania, Luxembourg, Macedonia FYR, Madagascar , Malawi, Mali, Malta, Mauritania, Mexico, Republic of Moldova, Monaco, Montenegro, Mozambique, Namibia, Nauru, Netherlands, New Zealand, Nicaragua, Niger, Nigeria, Norway, Palau, Panama, Paraguay, Peru, Philippines, Portugal, Rwanda, Samoa, San Marino, Sao Tomé and Principe, St. Vincent and Grenadines, Senegal, Seychelles, Sierra Leone, Slovenia, Somalia, South Africa, Spain, Sweden, Switzerland, Tanzania, Togo, Tunisia, Uganda, United Kingdom, Uruguay, Zambia.

Of these, the following 46 countries have ratified the Convention
Albania (16 Jun 2009), Antigua & Barbuda (23 Aug 2010), Austria (2 Apr 2009), Belgium (22 Dec 2009), Bosnia & Herzegovina (7 Sep 2010), Burkina Faso (16 February 2010), Burundi (25 Sep 2009), Cape Verde (19 October 2010), Comoros (28 July 2010), Croatia (17 Aug 2009), Denmark (12 February 2010), Ecuador (11 May 2010), Fiji (28 May 2010), France (25 Sep 2009), Germany (8 Jul 2009), Guatemala (3 Nov 2010), The Holy See (3 Dec 2008), Ireland (3 Dec 2008), Japan (14 Jul 2009), Lao PDR (18 Mar 2009), Lebanon (5 Nov 2010), Lesotho (28 May 2010), Luxembourg (10 Jul 2009), Macedonia (8 Oct 2009), Malawi (7 Oct 2009), Mali (30 June 2010), Malta (24 Sep 2009), Mexico (6 May 2009), Moldova (16 February 2010), Monaco (21 Sep 2010), Montenegro (25 January 2010), New Zealand (22 Dec 2009), Nicaragua (6 Nov 2009), Niger (2 Jun 2009), Norway (3 Dec 2008), Saint Vincent and the Grenadines (3 Nov 2010), Samoa (28 April 2010), San Marino (10 Jul 2009), Seychelles (20 May 2010), Sierra Leone (3 Dec 2008), Slovenia (19 Aug 2009), Spain (17 Jun 2009), Tunisia (28 Sep 2010), United Kingdom (4 May 2010), Uruguay (24 Sep 2009), Zambia (12 Aug 2009).
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